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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.04.2016 

Geschäftszahl 

Ro 2015/09/0014 

Rechtssatz 

Nach der Rsp. des VwGH in Verwaltungsstrafsachen zur Fahrlässigkeit nach § 5 Abs. 1 VStG 1991 kann nur 
eine auf einer vollständigen Sachverhaltsgrundlage erteilte, unrichtige Rechtsauskunft durch die zuständige 
Behörde als Entschuldigungsgrund bei Gesetzesverstößen anerkannt werden. Unterlässt der Beschuldigte die 
Einholung einer solchen Auskunft durch die zuständige Behörde, kann er deswegen einem Schuldspruch nicht 
mit Erfolg entgegen treten (vgl. E 12. November 2013, 2012/09/0133). Sinngemäß ist diese Rsp. auf die 
Beurteilung des Verschuldens bei Dienstpflichtverletzungen anzuwenden. 
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